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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Dr. Michael SCHADEN als Einzelrichter tUber die Beschwerde von
XXXX, geb. XXXX, StA. Syrien, gegen Spruchpunkt | des Bescheides des Bundesamtes flir Fremdenwesen und Asyl vom
28.11.2016, ZI. 1072439805-150634070/BMI-BFA_STM_AST, zu Recht erkannt:

A)

Der Beschwerde wird stattgegeben und XXXX gemalR § 3 Asylgesetz 2005 der Status des Asylberechtigten zuerkannt.
Gemald § 3 Abs. 5 AsylG 2005 wird festgestellt, dass XXXX damit kraft Gesetzes die Fllichtlingseigenschaft zukommt.

B)

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.
Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgang:

1. Der Vater der Beschwerdefuhrerin, XXXX, stellte am 8.6.2015 den Antrag, ihm internationalen Schutz zu gewahren
(in der Folge auch als Asylantrag bezeichnet). Auch die - damals minderjahrige - Beschwerdeflhrerin stellte an diesem
Tag einen Asylantrag.

Mit dem Bescheid, dessen Spruchpunkt | angefochten ist, wies das Bundesamt fUr Fremdenwesen und Asyl (in der
Folge: Bundesamt) den Antrag der Beschwerdeflihrerin auf internationalen Schutz hinsichtlich der Zuerkennung des
Status des Asylberechtigten gemal3 § 3 Abs. 1iVm & 2 Abs. 1 Z 13 des Asylgesetzes 2005, Art. 2 BG BGBI. | 100 (in der
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Folge: AsylG 2005) ab (Spruchpunkt 1), gemaR8& 8 Abs. 1 AsylG 2005 erkannte es ihr den Status des subsidiar
Schutzberechtigten zu (Spruchpunkt |[l); gemalR§ 8 Abs. 4 AsylG 2005 erteilte es ihr die befristete
Aufenthaltsberechtigung bis zum 28.11.2017 (Spruchpunkt IIl).

Dieser Bescheid wurde ihr am 5.12.2016 zu Handen ihrer Mutter als ihrer gesetzlichen Vertreterin zugestellt.
Gegen Spruchpunkt | dieses Bescheides richtet sich die vorliegende, fristgerechte Beschwerde vom 10.12.2016.

2. Mit Bescheid vom 28.11.2016, 1072440000-150633995/BMI-BFA_STM_AST, wies das Bundesamt den Antrag des
Vaters der Beschwerdefuhrerin auf internationalen Schutz hinsichtlich der Zuerkennung des Status des
Asylberechtigten gemal3 § 3 Abs. 1 iVm § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005 ab (Spruchpunkt I), gemalR 8 8 Abs. 1 AsylG 2005
erkannte es ihm den Status des subsidiar Schutzberechtigten zu (Spruchpunkt Il); gemal3 § 8 Abs. 4 AsylG 2005 erteilte
es ihm die befristete Aufenthaltsberechtigung bis zum 28.11.2017 (Spruchpunkt Ill). Gegen Spruchpunkt | dieses
Bescheides erhob er eine Beschwerde.

3. Das Verfahren, das den Vater der Beschwerdefihrerin betrifft (und das beim Bundesverwaltungsgericht zu 2142530-
1 gefihrt wird), hat ergeben, dass ihm auf Grund seiner Verfolgung Asyl zu gewahren ist.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

Die Feststellungen Uber den Verfahrensgang ergeben sich aus den Akten der Verfahren Uber die Antrage der
Beschwerdeflhrerin und ihres Vaters.

Es gibt keinen Anhaltspunkt dafir, dass sich die BeschwerdefUhrerin im Zuge von Kriegshandlungen eines
Verbrechens schuldig gemacht hatte. Es gibt weiters keinen Hinweis darauf, dass sie "straffallig" iSd 8 2 Abs. 3 AsylG
2005 geworden ware, dh. dass sie rechtskraftig verurteilt worden ware, und zwar wegen einer vorsatzlich begangenen
gerichtlich strafbaren Handlung, die in die Zustandigkeit des Landesgerichtes fallt, oder mehr als einmal wegen einer
sonstigen vorsatzlich begangenen gerichtlich strafbaren Handlung, die von Amts wegen zu verfolgen ist.

2. Rechtliche Beurteilung:

2.1.1. Gemal 8 73 Abs. 1 AsylG 2005 ist das AsylG 2005 am 1.1.2006 in Kraft getreten; es ist gemaR8 75 Abs. 1 AsylG
2005 auf alle Verfahren anzuwenden, die am 31.12.2005 noch nicht anhangig waren.

Gemald Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte Uber Beschwerden gegen den Bescheid einer
Verwaltungsbehdrde wegen Rechtswidrigkeit. Gemald 8 7 Abs. 1 Z 1 BFA-Verfahrensgesetz (in der Folge: BFA-VG; Art. 2
Fremdenbehérdenneustrukturierungsgesetz BGBI. | 87/2012) idF des Art. 2 FNG-AnpassungsgesetzBGBI. | 68/2013
und des BG BGBI. | 144/2013 entscheidet das Bundesverwaltungsgericht Gber Beschwerden gegen Bescheide des
Bundesamtes.

2.1.2. Das vorliegende Verfahren war am 31.12.2005 nicht anhangig; das Beschwerdeverfahren ist daher nach dem
AsylG 2005 zu fuhren.

2.2. Gemal § 1 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz, Art. 1 BGBGBI. | 33/2013 (in der Folge: VWGVG), idF BGBGBI. |
122/2013 ist das Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht durch das VwGVG geregelt. Gemaf38 58 Abs. 2 VWGVG
bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt seines Inkrafttretens bereits kundgemacht waren,
unberidhrt. GemaR 8 17 VwGVG sind, soweit im VwWGVG nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren lber
Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 B-VG - wie die vorliegende - das AVG mit Ausnahme seiner §§ 1 bis 5 und seines IV.
Teiles, die Bestimmungen weiterer, hier nicht relevanter Verfahrensgesetze und im Ubrigen jene verfahrensrechtlichen
Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemall anzuwenden, welche die Verwaltungsbehoérde in jenem
Verfahren angewandt hat oder anzuwenden gehabt hatte, das dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht
vorangegangen ist. Dementsprechend sind im Verfahren tber die vorliegende Beschwerde Vorschriften des AsylG 2005
und des BFA-VG idF des Art. 2 FNG-Anpassungsgesetz und des BG BGBI. | 144/2013 anzuwenden.

GemaR & 28 Abs. 2 VWGVG hat das Verwaltungsgericht - und somit auch das Bundesverwaltungsgericht - Uber
Beschwerden gemaR Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG in der Sache selbst zu entscheiden, wenn der mafgebliche Sachverhalt
feststeht oder seine Feststellung durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit
einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist. Liegen diese Voraussetzungen nicht vor, so hat das
Verwaltungsgericht gemal § 28 Abs. 3 VWGVG in der Sache selbst zu entscheiden, wenn die Verwaltungsbehorde dem
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nicht bei der Vorlage der Beschwerde "unter Bedachtnahme auf die wesentliche Vereinfachung oder Beschleunigung
des Verfahrens" widerspricht. Hat die Behdrde notwendige Ermittlungen des Sachverhalts unterlassen, so kann das
Verwaltungsgericht den angefochtenen Bescheid mit Beschluss aufheben und die Angelegenheit zur Erlassung eines
neuen Bescheides an die Behorde zurlickverweisen. Die Verwaltungsbehdérde ist dabei an die rechtliche Beurteilung
gebunden, von der das Verwaltungsgericht bei seinem Beschluss ausgegangen ist.

Gemall § 6 Bundesverwaltungsgerichtsgesetz BGBI. | 10/2013 entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch
Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Eine andere
als die Zustandigkeit des Einzelrichters ist fur die vorliegende Rechtssache nicht vorgesehen, daher ist der Einzelrichter
zustandig.

Zu A)

1.8 2 Abs. 1 Z 22 erster Satz AsylG 2005 definiert als "Familienangehdérigen” ua.: "wer Elternteil eines minderjahrigen
Kindes, Ehegatte oder zum Zeitpunkt der Antragstellung minderjahriges lediges Kind eines Asylwerbers oder eines
Fremden ist, dem der Status des subsidiar Schutzberechtigten oder des Asylberechtigten zuerkannt wurde, sofern die
Ehe bei Ehegatten bereits vor der Einreise des subsidiar Schutzberechtigten oder des Asylberechtigten bestanden hat".

§ 34 AsylG 2005 steht unter der Uberschrift "Familienverfahren im Inland" und lautet:

"(1) Stellt ein Familienangehdriger von

1. einem Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt worden ist;

2. einem Fremden, dem der Status des subsidiar Schutzberechtigten (§ 8) zuerkannt worden ist oder
3. einem Asylwerber

einen Antrag auf internationalen Schutz, gilt dieser als Antrag auf Gewahrung desselben Schutzes.

(2) Die Behorde hat auf Grund eines Antrages eines Familienangehdrigen eines Fremden, dem der Status des
Asylberechtigten zuerkannt worden ist, dem Familienangehdrigen mit Bescheid den Status eines Asylberechtigten

zuzuerkennen, wenn
1. dieser nicht straffallig geworden ist und

3. gegen den Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt wurde, kein Verfahren zur Aberkennung dieses
Status anhangig ist (§ 7).

(3) Die Behdrde hat auf Grund eines Antrages eines Familienangehdrigen eines Fremden, dem der Status des subsidiar
Schutzberechtigten zuerkannt worden ist, dem Familienangehdrigen mit Bescheid den Status eines subsidiar
Schutzberechtigten zuzuerkennen, wenn

1. dieser nicht straffallig geworden ist;

3. gegen den Fremden, dem der Status des subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt wurde, kein Verfahren zur
Aberkennung dieses Status anhangig ist (8 9) und

4. dem Familienangehdrigen nicht der Status eines Asylberechtigten zuzuerkennen ist.

(4) Die Behorde hat Antrage von Familienangehdorigen eines Asylwerbers gesondert zu priifen; die Verfahren sind unter
einem zu fuhren; unter den Voraussetzungen der Abs. 2 und 3 erhalten alle Familienangehdrigen den gleichen
Schutzumfang. Entweder ist der Status des Asylberechtigten oder des subsidiar Schutzberechtigten zuzuerkennen,
wobei die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten vorgeht, es sei denn, alle Antrage wdaren als unzulassig
zurlickzuweisen oder abzuweisen. Jeder Asylwerber erhadlt einen gesonderten Bescheid. Ist einem Fremden der
faktische Abschiebeschutz gemal? & 12a Abs. 4 zuzuerkennen, ist dieser auch seinen Familienangehdrigen

zuzuerkennen.
(5) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 4 gelten sinngemaR fur das Verfahren beim Bundesverwaltungsgericht.
(6) Die Bestimmungen dieses Abschnitts sind nicht anzuwenden:

1. auf Familienangehorige, die EWR-Burger oder Schweizer Birger sind;
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2. auf Familienangehorige eines Fremden, dem der Status des Asylberechtigten oder der Status des subsidiar
Schutzberechtigten im Rahmen eines Verfahrens nach diesem Abschnitt zuerkannt wurde, es sei denn es handelt sich
bei dem Familienangehdérigen um ein minderjahriges lediges Kind;

3.im Fall einer Aufenthaltsehe, Aufenthaltspartnerschaft oder Aufenthaltsadoption @& 30 NAG)."

2.1. Die Beschwerdefuhrerin ist "Familienangehorige" (iISd8 2 Abs. 1 Z 22 AsylG 2005) ihres Vaters; dies gilt auch
umgekehrt. Beide haben Asylantrage gestellt, keinem wurde bisher Asyl, beiden aber subsididrer Schutz gewahrt.

2.2. Dem Vater der BeschwerdefUhrerin ist Asyl zu gewahren, daher ist gemaR8 34 Abs. 4 AsylG 2005 auch ihr Asyl zu
gewahren, ohne dass allfallige eigene Fluchtgrinde untersucht werden mussten.

GemalR § 3 Abs. 5 AsylG 2005 war die Entscheidung Uber die Asylgewahrung mit der Feststellung zu verbinden, dass
dem Fremden damit kraft Gesetzes die Fllchtlingseigenschaft zukomme.

3. Es war daher spruchgemal zu entscheiden.

GemaR § 21 Abs. 7 BFA-VG kann eine mundliche Verhandlung unterbleiben, "wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage
in Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass
das Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht. Im Ubrigen gilt § 24 VWGVG." Zur Auslegung der Wendung "wenn der
Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint" hat der Verwaltungsgerichtshof
ausgesprochen, dass dafur ‘"folgende Kriterien beachtlich sind: Der fur die rechtliche Beurteilung
entscheidungswesentliche Sachverhalt muss von der Verwaltungsbehérde vollsténdig in einem ordnungsgemalien
Ermittlungsverfahren erhoben worden sein und bezogen auf den Zeitpunkt der Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichtes immer noch die gesetzlich gebotene Aktualitat und Vollstandigkeit aufweisen. Die
Verwaltungsbehérde muss die die entscheidungsmaligeblichen Feststellungen tragende Beweiswurdigung in ihrer
Entscheidung in gesetzmaRiger Weise offen gelegt haben und das Bundesverwaltungsgericht die tragenden
Erwagungen der verwaltungsbehdrdlichen Beweiswiirdigung teilen. In der Beschwerde darf kein dem Ergebnis des
behordlichen Ermittlungsverfahrens entgegenstehender oder dartiber hinaus gehender fir die Beurteilung relevanter
Sachverhalt behauptet werden, wobei blo3 unsubstantiiertes Bestreiten des von der Verwaltungsbehoérde
festgestellten Sachverhaltes ebenso aul3er Betracht bleiben kann wie ein Vorbringen, das gegen das in 8 20 BFA-VG
festgelegte Neuerungsverbot verstdf3t. Auf verfahrensrechtlich festgelegte Besonderheiten ist bei der Beurteilung
Bedacht zu nehmen." (YWGH 28.5.2014, Ra 2014/20/0017)

Eine mundliche Verhandlung konnte daher unterbleiben, da der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der
Beschwerde geklart erscheint.

Zu B) (Un)Zulassigkeit der Revision:

GemaR§ 25a Abs. 1 VwWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Die Revision ist gemal? Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist
die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen
keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu lI6senden Rechtsfrage vor. Das
Bundesverwaltungsgericht kann sich bei allen erheblichen Rechtsfragen auf eine standige Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes bzw. auf eine ohnehin klare Rechtslage stutzen.
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